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D i e L a n d s g e m e i n d e 
Just zur Stunde, da sich das Landvolk von Obwalden 

zur freien Tagung auf den Landenberg begeben wollte, ent-
fesselte sich ein wirres Schneegestöber. Rauher Winters-
hauch nn? naßkaltes Schneetreiben zwangen zu einer Ver-
legung der Landsgemeindeverhandlnngen in die Pfarrkirche. 

Weit mehr als 2000 Stimmfähige drängten sich in 
das geräumige Gotteshaus. Landammann Dr. M i n g 
begrüßte die außerordentlich stark besuchte Landsgemeinde 
mit einem eindrucksvollen, echt ftaatsmännischen Erösf-
nnngswort. Wir bringen die Rede im Wortlaut an an--
derer Stelle dieser Nummer. 

Nach dem feierlichen Gesang des „Beni Creator" gibt 
Finanzdirektor E d u a r d C a t t a n i Kenntnis vom Er-
gebnis der Landsäckelrechnung pro 1918/191!) und vom 
Stand des Staatsvermögens. Wie bekannt, Ichließt unsere 
Staatsrechnung mit einem Defizit von Fr. 107,213.— ab. 
Das Staatsvermögen beträgt hdute Fr. 1,071,453.61 und 
verzeigt im Rechnungsjahr einen Rückschlag von 71,617 
Franken. 

Wahlen. 
Für den wegen Krankheit leider abwesenden Kantons-

rat S . Vogler, Gemeindeweibel von Lungern, wird als 
Stimmenzähler gewählt sein Sohn, Kantonsgerichtssupple-
ant J o s e f V o g l e r . — Zum regierenden Landammann 
pro 1919/1920 wird Landstatthalter I o s. B u s i n g e r 
und jjujit Landstatthalter der abtretende Landammann D5. 
M i n g gewühlt. — Die Herren A l b e r t R e i n h a r d , 
A r n o l d He ß , B e a t G a s s e r , A r n o l d R ö t h l i n 
und P i n s W o 11 i nt a n n werden als Oberrichter be-
stätigt. Für den eine Wiederwahl ablehnenden Oberrichter 
Johann Halter wird der bisherige Obergerichtssnppleant 
Verhörrichter Dr. O m l i n gewählt. Als Suppleant des 
Obergerichtes beliebt der bisherige Kantonsrichter Kantons-' 
ratsprüsident W i l h e l m E n z . Ständerat Dr. W i r z 
wird als Präsident des Obergerichtes und Kantonsrat 
I o s. V e r w e r t als Vizepräsident der genannten Ge-
richtsbehörde bestätigt. Die Landschreiber- und Landweibel-
wählen werden ebenfalls im Sinne der Bestätigung der 
bisherigen Amtsinhaber erledigt. Somit sind die Herren 
J o h a n n W i r z , J o s e f G a s s e r und J o s e f K a -
t h r i n e r für eine neue Amtsperiode gewählt. 

Nach der Beeidigung der Gewählten tritt die Lands-
geinejnde auf die Behandlung der 

Kesetzesanträgc 
ein. Finanzdirektor E d u a r d C a t t a n i empfiehlt in ein-
dringlichem Votum den kantonsrätlichen Antrag aus E r -
h ö h u n g d e s S a l z p r e i s e s von 20 auf 30 Rp. per 
Kilo. Heute kostet ein Kilozentner Salz den Staat Fr. 
21.50, während der Verkaufspreis auf Fr. 20— von der 
letztjährigen Landsgemeinde festgesetzt worden. Es würde 
daher dem Staat ohne Salzpreiserhöhung eine Mehraus-
läge von 4000 Franken erwachsen. Das muß verhütet 
werden. Das Salzregal mit seiner Reinerträgnis von 
Fr. 33,000.— war neben der Landessteuer und dem Anteil 
am Reingewinn der Kantonalbank die Haupteinnahme des 
Staates. Dieser 'darf er nicht verlustig gehen, will er 
seinen Ausgabe» gerecht werden. Auch bei einer Erhö-
hnng des Salzpreises von 20 auf 30 Rp. bleibt der Ge-
winn noch mit 7000 Franken hinter jenem der Vorkriegs-
jähre zurück. Sehr viele Kantone haben den Salzpreis 
schon erhöht, und innert einigen Wochen wird kein Kanton 
mehr einen niedrigeren Salzpreis als 30 Rp. haben. — 
W a l t e r H u b e r , Hofluh, glaubt, es genüge eine Er-
höhung des Salzpreises auf 25 Rp. — Die Stimmenzähler 
setzen die Mehre der ersten Abstimmung für und gegen 
Salzpreiserhöhuug in Stich. Der Antrag auf Abzählen 
bleibt in großer Minderheit. I n der zweiten Abstimmung 
wird die Vorlage auf Erhöhung des Salzpreises v e r -
w o r fe n. 

Der kantonsrätliche Antrag aus Ergänzung des kauto-
nalen Einführungsgesetzes zum schweizerischen Zivilgesetz-
buch betreffend G r u n d w a s s e r r e ch t wird gegenantrags-
los zum Beschluß erhoben. 

Auf Antrag von Oberrichter I o f. V e r w e r t wird die 
Partielle Revision des S t e u e r g e s e tz e s mit großer 
Mehrheit v e r w o r f e n . 

Das gleiche Schicksal erfährt die Gesetzesvorlage über 
den S o n n t a g s l a d e n s c h l u ß . I . V o g l e r , Bäcker, 

Lungern, appelliert an das Freiheitsgefühl der Landleute 
und stellt den Verwerfungsantrag. Kantonsrat G a s s e r-
G a s s e r tritt zugunsten der Vorlage ein und sagt n. a., 
es sei eine S c h a n d e sür das Landvolk, daß es die 
Salzpreiserhöhung verworfen habe (Bravorufe). R e m i g i 
Was e r , Schmied, Alpnach, pöpelt in rüpelhafter Weise 
gegen die Regierung und findet mit seinen wütenden Aus-
lassungen bezeichnenderweise sogar noch frenetischen Beifall 
bei seinesgleichen. I . Am stalden, Sarnen, spricht sich 
für Annahme der Vorlage aus. I n der Abstimmung wird 
die Vorlage mit lautem Halloh v e r w o r f e n . 

Keine Opposition erfährt die Gesetzesvorlage betref-
send Handhabung der F e u e r w e h r , die somit Gesetzes-
charakter erhalten hat. 

Landammann Dr. M i n g schließt die Landsgemeinde 
mit der Mahnung an die Landleute, darüber nachzudenken, 
ob sie heute zum Wohle und Gedeihen des Landes be-
schlössen haben und ob wirklich der S taa t in eine Schul-
denwirtschast hineingeraten soll. 

I n feierlichem „Te Deum" findet die Landsgemeinde 
ihren Abschluß. Pfarrer N i k o d e m R o h r e r und Land-
ammann J o s . B u s i n g e r sprechen in zutreffender Weise 
vou den engen Beziehungen zwischen Staat und Kirche. 
Das Landsgemeindeessen wird seinen üblichen Verlaus ge-
nommen haben. 

O • • 
Diesem knappen Bericht über den Verlauf der dies-

jährigen Landsgemeinde find noch ein paar Randglossen an-
zufügen. 

Es war sehr zu bedauern, daß die Landsgemeindever-
Handlungen wegen der mürrisch-winterlichen Witterung in 
die Pfarrkirche verlegt werden mußten. Es war dies schon 
deshalb zu bedauern, weil viele Bürger — nur ungern 
erwähnen wir dies — sich in einem Gotteshause nicht 
zu benehmen wußten. Ganz besonders tiefer zu hängen 
ist die bedauerliche Tatsache, daß einige, in Profanierung 
des Gotteshauses, g e r a u c h t haben. Das verdient ent? 
schieden« öffentliche Verurteilung. — Der Volksentscheid 
vom Sonntag stund nicht durchwegs im Zeichen eines 
gesunden F o r t s c h r i t t e s . Unverständlich ist vor allem 
die ablehnende Stellungnahme der Mehrheit des Land-, 
Volkes gegenüber dem Antrag auf Erhöhung des S a l z - , 
P r e i s e s . Bon jeher bildete das Salzregal eine Haupt-, 
einnahmequelle unseres Staatswesens. AnA ihr schöpfte 
der Staat hauptsächlich seine Mittel zur Erfüllung seiner 
Aufgaben. Aus ihr wurden die Subventionen für Boden-
Verbesserungen, Viehprämien usw., bestritten. Am letzten 
Sanntag nun ist diese Finanzquelle abgegraben worden. Der 
Staat soll künftig das Kilogramm Salz um 21 % Rappen 
einkaufen und um 20 Rappen abgeben. Das bedeutet für 
den Staat, der früher einen durchschnittlichen Reingewinn 
von 33,000 Franken aus dem Salzregal pro Jahr zog, 
eine effektive M e h r a u s l a g e von jährlich ca. 4500 Fr . 
und einen Einnahmeverlust vou 33,000 Franken. Jeder 
Bürger wird sich bei näherer Ueberlegung ernstlich fragen 
müssen, ob er gut beraten war, gegen die Erhöhung des 
Salzpreises zn votieren und dadurch den Staatshaushalt 
mit 37,500 Franken zu schmälern. Es besteht der Ver-
sassnygsgrnndsatz, daß der Staat das öffentliche Wohl und 
den volkswirtschaftlichen Fortschritt zu fördern habe „ i m 
V e r h ä l t n i s zu d e n v o r h a n d e n e n M i t t e l n " 
(Art. 10 der Kantonsverfassung). Schon bislang stunden 
die vorhandenen Mittel in keinem Verhältnis zu den stets 
sich steigernden Staatsaufgaben. Dies Mißverhältnis ist 
heute, am Schluß des Rechnungsjahres 1918/1919, das mit 
einem D e f i z i t von über Fr. 107,000— abschließt und 
das einen V e r m ö g e n s r ü c k s c h l a g von Fr. 72,617.J36 
verzeigt, durch die Ablehnung der Salzpreiserhöhung noch 
in empfindlicher Weise vertieft worden. Durch diese Ab-
lehnnug scheint uns das staatliche Finanzwesen vollends 
ans eine'schiefe Ebene geraten zu sein, der es sich nur durch 
teilweise Verzichtleistung auf die Erfüllung von Wohl--
fahrtszwecken zu entwinden vermag. Dieser vorn Souverän 
der Staatsverwaltung aufgedrängte und einen zeitgemäß 
ßen Fortschritt unterbindende Verzicht ist um so bedauer-, 
licher, als die Nachkriegszeit ein vollgerüttelt Maß neuer 
Aufgaben dem Staat zur Erfüllung überträgt. 

Durch die Verwerfung der beantragten S t e u e r - , 
g efetz r e v is ioi i hat der Souverän die Notwendigkeit 
der Schaffung von Steuererleichterungen für den kleinen 
Mann negiert und die volle fiskalische Ausbeute des Der-? 

mögens der Korporationen unterbunden. Das eine wie 
das andere ist uns unverständlich. Die Vorlage war ein 
Diktat des Fortschrittes und der Gerechtigkeit, das am 
Sonntag leider ungehört blieb. Die Steuererleichterungen 
— Erhöhung des Existenzminimums, Erhöhung der steuere 
freien Kinderzulage usw. — wollten der heutigen Teuerung 
der Lebenshaltung in angemessener Weise Rechnung tragen 
und waren zugleich als ein Entgegenkommen gegenüber den 
Gewerbetreibenden auszusasseu, auf denen die Hauptlast der 
Erwerbssteuer ruht. Die Revision des GüterrechtsartikelA 
wollte das güterrechtlich genutzte Korporationsgut auch 
faktisch iu die Steuerpflicht einbeziehen, was heute, viel-
leicht mit Ausnahme von Lungern, nicht oder ungenügend 
der Fall ist. Durch den ersten Revisionspunkt wäre dem 
Staat ein Steuerkapital von mindestens 2 Millionen ver-, 
loren gegangen, während durch die Revision des Güter-
rechtsartikels neue Ressourcen dem staatlichen und kommu-
nalen Finanzhaushalt geöffnet worden wären. Das Land-
Volk hat das alles nicht gewollt und es wird sich auch hier 
ernstlich fragen müssen, ob die Verweigerung vermehrter 
Finanzmittel der Geordnetheit und dem zeitgemäßen Fort-, 
schritt eines Staatswesens zuträglich ist. „Der Staa t soll 
sparen!" Ganz einverstanden, und es ist ja „die Hand-
habnng des Grundsatzes zweckmäßiger Sparsamkeit" sogar 
Verfassungsnorm. Doch wer wagt ernstlich die BehanP-, 
tung zu formulieren, der Staat spare nicht überall da, 
wo Sparsamkeit am Matze ist? Und wer wagt ernstlich 
dein Staate zuzumuten, dort Sparsamkeit zu üben, wo er 
offene Hände zeigen sollte? Den Grundsatz der Sparsam^ 
keit auf Kosten der öffentlichen Wohlfahrt und des Volks--
wirtschaftlichen Fortschrittes zu predigen, bedeutete eine 
arge Mißkennung des Staatszweckes. 

Auch das Gesetz auf Regelung des S o n n t a g s l a - , 
d e n f c h l u f f e s faud keine Gnade beim Souverän. Dieser 
ablehnende Entscheid brachte allen Anhängern des Sonn-
tagsladenschlusses und vor allem dem Gros der Laden-
inhaber eine schmerzliche Ueberraschung. Es stund hier 
eine Frage in Diskussion, die wegen ihrer religiösen und 
sozialen Bedeutung unbedingt eine bejahende Antwort ver-, 
dient hätte. Das Landvolk wollte sich das Recht sichern, 
auch an den Sonn- und Feiertagnachmittagen Einkäufe 
machen zn können. Die Ladeninhaber aber in überwiegen-, 
der Mehrheit bestreiten mit vollem Recht irgendeine Ver-
pflichtung ihrerseits, der Bequemlichkeit des kaufenden Pu-, 
bliknms den Tag der Ruhe zu opfern. Nachdem ihnen 
und ihren Angestellten der Gesetzesschutz für ihre fonntäg-, 
tiche Ruhe verweigert worden, werden sie zweifelsohne 
zur -Selbsthilfe greifen. Als warmer Freund des Sonn-
tagsladenschlusses begrüßen wir es, wenn die Laden inhaber 
sich zusammenfinden, um auf dem Wege der Freiwilligkeit 
den Ladenschluß an Sonn- und Feiertagen zu regeln. 
So wird unserm Gewerbe ein Fortschritt gesichert, den 
das Landvolk aus den kleinlichen Gründen des Egoismus! 
zu unterbinden suchte. 

So hat denn die Mehrheit des Landvolkes manchem 
schönen und von der Zeit diktierten Fortschritt den Ein-
gang verwehrt. Es scheint, der Souverän Habe den Sinn 
für die Allgemeinheit, sür die Öffentlichkeit teilweise ver-
loren und er suche in kurzsichtigen Entscheiden seiner Un-. 
Zufriedenheit gegen altes, was der Krieg an Zwangsmaß-, 
nahmen ihm aufgebürdet, Luft zu machen. Wir achten 
stets den Willen des Souveräns, doch ist auch ihm überall 
da eine Schranke gezogen, wo öffentliche Wohlfahrt und 
staatliche Gesundheit diktiert. Es wird sich bald zeigen, 
daß der Souverän übel beraten war, diese Schranke kurz-
sichtig zu übersehen. 

R e d e z u r E r ö f f n u n g d e r L a n d s g e m e i n d e 
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von Landammann Dir. P. A!. Ming. 
Getreue, liebe Landleute! 

Schon viermal wurde anläßlich der Eröffnung der 
Landsgemeinde unser aller sehnlichste Wunsch und die Hofs-
nung ausgesprochen, daß doch bald die Segnungen des 
Friedens in das unglückliche Europa zurückkehren möchten. 

Seit bald fünf Jahren haben wir uns in jene Zeiten 
vor dem Kriege zurückgesehnt, von deren Friede, Segen 
und Glück wir heute sprechen, wie unsere Bäter einst von 
den „guten alten Zeiten" gesprochen haben. 

Und jetzt! 
Die Greuel des in Blut und Feuer erstickten Krieges 


